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Gesamte Rechtsvorschrift für Gesellschaftsrechtliches COVID-19-Gesetz, Fassung vom 
19.12.2020 

Langtitel 

Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 
(Gesellschaftsrechtliches COVID-19-Gesetz – COVID-19-GesG) 
StF: BGBl. I Nr. 16/2020 (NR: GP XXVII IA 397/A AB 112 S. 19. BR: AB 10288 S. 904.) 

Änderung 

BGBl. I Nr. 24/2020 (NR: GP XXVII IA 403/A AB 116 S. 22. BR: AB 10292 S. 905.) 
BGBl. I Nr. 30/2020 (NR: GP XXVII IA 436/A AB 139 S. 27. BR: AB 10305 S. 906.) 
BGBl. I Nr. 58/2020 (NR: GP XXVII IA 619/A AB 206 S. 38. BR: AB 10354 S. 908.) 

Präambel/Promulgationsklausel 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Text 

§ 1. (1) Zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 können Versammlungen von 
Gesellschaftern und Organmitgliedern einer Kapitalgesellschaft, einer Personengesellschaft, einer 
Genossenschaft, einer Privatstiftung, eines Vereins, eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit, eines 
kleinen Versicherungsvereins oder einer Sparkasse nach Maßgabe der Verordnung gemäß Abs. 2 auch 
ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer durchgeführt und Beschlüsse auch auf andere Weise gefasst 
werden. 

(2) Die Bundesministerin für Justiz wird ermächtigt, durch Verordnung nähere Regelungen 
betreffend die Durchführung der in Abs. 1 genannten Versammlungen und Beschlussfassungen zu treffen, 
die im Rahmen der jeweils eingesetzten Kommunikationswege eine möglichst hohe Qualität der 
Rechtssicherheit bei der Willensbildung gewährleisten. 

§ 2. (1) Abweichend von § 104 Abs. 1 AktG muss die ordentliche Hauptversammlung einer 
Aktiengesellschaft innerhalb der ersten zwölf Monate des Geschäftsjahrs der betreffenden Gesellschaft 
stattfinden. 

(2) Abweichend von § 27a GenG muss die Generalversammlung einer Genossenschaft zur 
Beschlussfassung über die dort genannten Gegenstände innerhalb der ersten zwölf Monate des 
Geschäftsjahrs der betreffenden Genossenschaft stattfinden. 

(3) Abweichend von § 35 Abs. 1 Z 1 GmbHG muss in einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
die Beschlussfassung über die dort genannten Gegenstände innerhalb der ersten zwölf Monate des 
Geschäftsjahrs der betreffenden Gesellschaft stattfinden. 

(3a) Abweichend von § 5 Abs. 2 erster Satz VerG kann eine Versammlung, an der mehr als 
50 Personen teilnahmeberechtigt sind, bis zum Jahresende 2021 verschoben werden. 

(3b) Abweichend von § 62 Abs. 2 Z 1 SE-Gesetz tritt an die Stelle der Frist von sechs Monaten eine 
Frist von zwölf Monaten, sofern die Hauptversammlung bis zum 31. Dezember 2020 stattfindet. 

(4) Soweit in Gesellschaftsverträgen (Satzungen, Statuten, Stiftungsurkunden) der in § 1 Abs. 1 
genannten Rechtsformen Fristen oder Termine für bestimmte Versammlungen festgelegt sind, können 
diese auch zu einem späteren Zeitpunkt im Jahr 2020 stattfinden. 

(5) Wenn aufgrund von COVID-19 die Durchführung von Aufsichtsratssitzungen bis zum 30. April 
2020 nicht möglich ist, stellt dies keine Verletzung von § 94 Abs. 3 AktG, § 30i Abs. 3 GmbHG oder 
§ 24d Abs. 3 GenG dar. 

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin für Justiz betraut. 
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Beachte für folgende Bestimmung 

zum Bezugszeitraum vgl. § 4 Abs. 3 

§ 3a. (1) Wenn es den gesetzlichen Vertretern einer Kapitalgesellschaft, dem Vorstand einer 
Genossenschaft oder dem Leitungsorgan eines Vereins infolge der COVID-19-Pandemie nicht möglich 
ist, die in § 222 Abs. 1 UGB, § 22 Abs. 2 GenG, § 21 Abs. 1 VerG oder § 22 Abs. 1 oder Abs. 2 VerG 
genannten Unterlagen in den ersten fünf Monaten des Geschäftsjahrs aufzustellen und den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats vorzulegen, so kann diese Frist um höchstens vier Monate überschritten werden. 
Dasselbe gilt für andere Unterlagen der Rechnungslegung, die innerhalb der für die Vorlage des 
Jahresabschlusses geltenden Fristen vorzulegen sind. 

(2) Abweichend von § 277 Abs. 1 UGB sind die dort genannten sowie sämtliche gleichzeitig 
offenzulegenden Unterlagen spätestens zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag einzureichen. Abweichend 
von § 277 Abs. 2 UGB hat die Veröffentlichung spätestens zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag zu 
erfolgen. 

§ 4. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf 
des 31. Dezember 2020 außer Kraft. 

(2) § 1 und § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020 treten mit 22. März 2020 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. 

(3) § 3a tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020 in 
Kraft und ist auf Unterlagen der Rechnungslegung anzuwenden, bei denen die Frist für die Aufstellung 
nach § 222 Abs. 1 UGB am 16. März 2020 noch nicht abgelaufen ist. Die Bestimmung tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2020 außer Kraft und ist auf Unterlagen der Rechnungslegung für Bilanzstichtage 
letztmalig anzuwenden, die vor dem 1. August 2020 liegen. 

(4) § 2 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 30/2020 tritt mit 22. März 2020 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. 

(5) § 2 Abs. 3b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2020 tritt mit 28. Mai 2020 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. 


